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TOP 23: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Personenbeförderungs-
gesetzes zur Sicherung von Qualitäts- und Sozialstandards im 
öffentlichen Personennahverkehr (PBefG-Änderungsgesetz) 

- Antrag der Länder Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schleswig-
Holstein und Brandenburg - 

Drucksache: 741/16

I. Zum Inhalt des Entwurfes 

Mit der zum 1. Januar 2013 in Kraft getretenen Änderung des Personenbeförde-
rungsgesetzes (PBefG) wurde das Personenbeförderungsrecht an die Neurege-
lung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf 
Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 
und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates angepasst. Dabei hat der Gesetzgeber den 
bislang im PBefG verankerten genehmigungsrechtlichen Vorrang eigenwirt-
schaftlicher Verkehre (§ 8 Absatz 4 PBefG) grundsätzlich beibehalten. Damit 
ist es Unternehmern möglich, bei nur unwesentlicher Abweichung von in einer 
Vorabbekanntmachung festgelegten Anforderungen der nach Landesrecht be-
stimmten Aufgabenträger trotz einer nach der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
beabsichtigten Vergabe die Verkehrsleistung eigenwirtschaftlich zu erbringen. 

Aktuelle Fälle derartiger Konkurrenzsituationen haben aus der Sicht der antrag-
stellenden Länder gezeigt, dass das derzeit gültige PBefG Lücken im Hinblick 
auf die Sicherung sozialer Standards des im öffentlichen Personennahverkehr 
eingesetzten Personals, im Hinblick auf eine detailliert geregelte Überprüfung 
der Kalkulation eigenwirtschaftlicher Anträge in Anknüpfung an ein Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichtes sowie im Hinblick auf die rechtssichere Absiche-
rung weiterer Qualitätsstandards bei der Beurteilung der Genehmigungsanträge 
durch die Genehmigungsbehörden aufweist und deshalb einer Anpassung 
bedarf. Die meist kommunalen ÖPNV-Aufgabenträger haben nach der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 Gestaltungsrechte, die zur Erlangung von Rechts-
sicherheit auch auf eigenwirtschaftliche Verkehre Anwendung finden müssten. 
Daher sollen die Aufgabenträger verkehrliche, soziale und umweltbezogene 
Anforderungen wirksam definieren können, die dann auch von einem Unter-
nehmer, der die Verkehrsleistung eigenwirtschaftlich erbringen möchte, um-
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fassend und für die gesamte Genehmigungsdauer erfüllt werden müssen. Zudem 
müsse auch sichergestellt werden, dass für den Genehmigungswettbewerb 
eigenwirtschaftlicher Unternehmer untereinander ebenfalls gleiche Bedin-
gungen auch in Bezug auf die Einhaltung sozialer Standards vorgegeben 
werden können, um Wettbewerbsverzerrungen und Lohndumping zu ver-
hindern. 

Zur Sicherung einer bundeseinheitlichen Genehmigungspraxis und raschen 
Erlangung einer bundesweiten Rechtssicherheit wird mit der Gesetzesinitiative 
vorgesehen, das PBefG entsprechend zu ändern. 

Durch die vorgeschlagene Änderung werden einzelne Regelungen zum 
Antrags- und Genehmigungsverfahren für den öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV) angepasst. Dabei bleibt der im Gesetz geregelte grundsätzliche 
Vorrang eigenwirtschaftlicher Verkehre im Genehmigungsverfahren erhalten. 
Dieser wird nur insoweit konkretisiert, dass von den Aufgabenträgern im 
Rahmen der Vorabbekanntmachung vorgegebene soziale und qualitative 
Standards im Interesse der Beschäftigten und der Fahrgäste auch als Vorgaben 
für die Genehmigung eigenwirtschaftlicher Verkehre gelten und die Kosten-
deckung der beantragten Verkehrsleistung für die gesamte Genehmigungsdauer 
nachzuweisen ist. 

II. Empfehlungen der Ausschüsse 

Der federführende Verkehrsausschuss, der Ausschuss für Arbeit, Integra-
tion und Sozialpolitik, der Ausschuss für Innere Angelegenheiten und der 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit empfehlen dem 
Bundesrat, den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes 
beim Deutschen Bundestag einzubringen. 


